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ZUSAMMENFASSUNG

Der öffentliche Dienst als größter Arbeitgeber in Deutschland steht häufig im Fokus der 
öffentlichen Diskussion, aktuell unter anderem mit den Themen Kindertagesbetreu-
ung, Lehrermangel, Stellenabbau bei der Polizei und befristete Arbeitsverhältnisse. 
Dieser Aufsatz liefert auf Basis der Personalstandstatistik des öffentlichen Dienstes 
verlässliche Zahlen zur Entwicklung der Beschäftigung dieses vielfältigen Arbeit- 
gebers, insbesondere seit dem Jahr 2000. Auch die Auswirkungen des demogra- 
fischen Wandels auf den öffentlichen Dienst werden aufgezeigt. Unterschiede im  
Arbeitsumfang und im Einkommen zwischen Männern und Frauen sowie die Teilhabe 
von Frauen an Führungspositionen des öffentlichen Dienstes werden analysiert. 

 Keywords: public service – pay gaps – gender pay gap – demography – police – 
child day care centres – teachers

ABSTRACT

Public service as Germany’s largest employer is often the focus of public debate. Cur-
rently the topics include day care for children, shortage of teachers, police staff reduc-
tion and temporary employment. Based on the statistics of public service personnel, 
this article provides reliable figures on the development of employment regarding this 
multi-faceted employer, in particular since 2000. The impact of demographic change 
on public service is shown, too. Differences between men and women regarding the 
extent of employment and earnings and the participation of women in public service 
executive positions are analysed.
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Nach der deutschen Vereinigung kam es zu einem 
erheblichen Personalrückgang im öffentlichen Dienst. 
Zwischen 1991 und 2008 ist die Zahl der Beschäftigten 
von 6,7 Millionen auf 4,5 Millionen zurückgegangen. 
Der Ausbau der Kindertagesbetreuung und Personal-
zuwächse im Hochschulbereich führten in den darauf 
folgenden zehn Jahren zu einem deutlichen Anstieg der 
Beschäftigtenzahlen. Zuletzt kam es auch im Bereich 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung zu einem 
Personalanstieg. Am 30. Juni 2017 waren insgesamt 
knapp 4,7 Millionen Personen im öffentlichen Dienst 
beschäftigt.

Der von den Aufgaben her vielfältige öffentliche Dienst ist 
auch hinsichtlich des Frauenanteils, der Teilzeit- und Zeit-
vertragsquoten sowie dem Verhältnis zwischen Beamten- 
und Arbeitnehmerverhältnissen recht heterogen.

Zudem macht der demografische Wandel vor dem 
öffentlichen Dienst nicht halt. Das Durchschnittsalter 
der Beschäftigten ist zwischen 2000 und 2017 um 2,6 
auf 44,5 Jahre gestiegen. Die Gewinnung von geeigneten 
Nachwuchskräften und die Ausbildung im öffentlichen 
Dienst nehmen dadurch an Bedeutung zu.

 1 Ich danke Herrn Alexander May für konstruktive Diskussionen über 
die Entwicklungen im öffentlichen Dienst.

Der Frauenanteil in leitenden Positionen im öffentlichen 
Dienst steigt kontinuierlich an. Trotzdem verbleibt eine 
Einkommenslücke zwischen den Geschlechtern.

Auf Basis von Auswertungen der Personalstandsta- 
tistik des öffentlichen Dienstes, die jährlich zum Stich- 
tag 30. Juni durchgeführt wird, analysiert der Beitrag 
im Folgenden die Entwicklungen bei den in dieser Sta-
tistik erhobenen Merkmalen insbesondere seit dem 
Jahr 2000.

Personalanstieg im öffentlichen Dienst

In den letzten zehn Jahren war im öffentlichen Dienst 
ein stetiger Personalanstieg zu beobachten. Seit Mitte 
2008 stieg die Zahl der Beschäftigten, mit Ausnahme 
des Jahres 2015, jährlich an auf über 4,7 Millionen am 
30. Juni 2017 (+ 234 000 oder + 5,2 % gegenüber 2008; 
Statistisches Bundesamt, 2018). Das Personal des 
öffentlichen Dienstes verteilt sich auf die Gebietskör-
perschaften Bund, Länder, Gemeinden und Gemeinde-
verbände sowie auf öffentlich-rechtliche Anstalten, 
Körperschaften und Stiftungen, die unter deren Aufsicht 
stehen. Hinzu kommen die Sozialversicherungsträger 
einschließlich der Bundesagentur für Arbeit.

 Grafik 1 veranschaulicht die Entwicklung der Zahl der 
Beschäftigten nach Beschäftigungsbereichen seit der 
Jahrtausendwende. Der Personalanstieg im öffentlichen 

Grafik 1
Entwicklung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes
Mill.
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Entwicklung der Beschäftigung im öffentlichen Dienst bis 2017

Dienst zwischen 2008 und 2017 ist hauptsächlich auf 
die Hochschulen im Landesbereich und auf Tagesein-
richtungen für Kinder im kommunalen Bereich zurückzu-
führen. Dabei schwankte die Zahl der Beamtinnen und 
Beamten seit 2000 nur um ± 1 % um ihren langjährigen 
Mittelwert von 2000 bis 2017 in Höhe von 1,9 Millio-
nen; die Veränderungen gingen somit hauptsächlich von  
privatrechtlichen Arbeitsverhältnissen aus.

Bis zum Jahr 2008 war die Zahl der Beschäftigten zu- 
nächst von über 6,7 Millionen im Jahr 1991 auf 4,5 Mil-
lionen zurückgegangen (Altis/Koufen, 2011, hier: Seite 
1111). Dies hing stark mit den Privatisierungen von 
Bundesbahn, Bundespost und kommunalen Kranken-
häusern zusammen. Außerdem wurde die Personalaus-
stattung des öffentlichen Dienstes in den neuen Bundes-
ländern und den dortigen Kommunen den Verhältnissen 
im früheren Bundesgebiet angepasst.

Mehr Teilzeit, weniger Altersteilzeit

Teilzeitbeschäftigung (ohne Altersteilzeit) hat sowohl für 
Frauen als auch für Männer stetig an Bedeutung gewon-
nen. Bei Männern stieg die Teilzeitquote zwischen 2000 
und 2017 von rund 6 auf 10 %, bei Frauen auf höherem 
Niveau von 40 auf 47 %. Diese Entwicklung geht zum 
Teil auf die Zuwächse beim Personal von Tageseinrich-
tungen für Kinder und bei den Hochschulen zurück, da 
beide Bereiche überdurchschnittlich hohe Teilzeitquo-
ten aufweisen (siehe Tabelle 1). Dennoch verbleibt auch 
ohne diese Bereiche ein deutlicher Anstieg, sodass 
man von einem generellen Effekt im öffentlichen Dienst  
sprechen kann. Die Altersteilzeit verlor bis 2017 auf-
grund angepasster gesetzlicher Regelungen hingegen 
stark an Bedeutung. Während im Jahr 2010 die stärkste 
Inanspruchnahme verzeichnet wurde (6 % aller Beschäf-
tigten), betrug die Altersteilzeitquote 2017 nur noch 
rund 1 %.

Anstieg bei Zeitverträgen 
verlangsamt sich

Am 30. Juni 2017 waren mit 451 700 Beschäftigten ins-
gesamt 16 % der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
im öffentlichen Dienst befristet beschäftigt. Während 
die Zeitvertragsquote in den Jahren 2000 bis 2005 rund 
10 % betragen hatte, stieg sie bis 2010 stark an. Von 

dem Anstieg waren alle Aufgabenbereiche betroffen. Bis 
2017 hat sich der weitere Anstieg etwas abgeschwächt. 
Die mit Abstand höchste Quote an Zeitverträgen betrifft 
den Bereich der Hochschulen. Hier arbeiteten 2017 
rund 46 % der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
in einem befristeten Arbeitsverhältnis. Zudem lag die 
Zeitvertragsquote von Männern im öffentlichen Dienst 
in allen Jahren etwa 1 bis 4 Prozentpunkte über der- 
jenigen von Frauen. Das liegt hauptsächlich daran, dass 
die befristeten Arbeitsverhältnisse von Männern größ-
tenteils beim studentischen und wissenschaftlichen 
Personal an Hochschulen zu finden sind, während bei 
Frauen auch andere Bereiche des öffentlichen Dienstes, 
solche mit niedrigeren Befristungsquoten, eine größere 
Rolle spielen. Bei den unter 35-Jährigen lag die Zeitver-
tragsquote im öffentlichen Dienst während der letzten 
zehn Jahre zwischen 34 und 38 %. Somit starteten junge 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst häufig mit einem 
Zeitvertrag ins Berufsleben.  Grafik 2

Entwicklungen in ausgewählten 
Aufgabenbereichen

Das Personal im öffentlichen Dienst ist je nach Aufga-
benbereich sehr heterogen hinsichtlich der in der Perso-
nalstandstatistik erhobenen Merkmale. Einen Überblick 
über ausgewählte Ausgabenbereiche, auf die im Folgen-
den näher eingegangen wird, gibt  Tabelle 1.
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In kommunalen Kindertagesstätten beträgt der aktuelle 
Frauenanteil 95 %. Die Zeitvertragsquote liegt hier mit 
9 % unter dem Durchschnitt für alle Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes (16 %). Die 
Teilzeitquote ist mit 61 % überdurchschnittlich hoch 
(öffentlicher Dienst insgesamt: 31 %). Beamtinnen und 
Beamte werden in diesem Bereich keine beschäftigt.

 Grafik 3 verdeutlicht die Entwicklung der Zahl der 
Beschäftigten in ausgewählten Aufgabenbereichen seit 
dem Jahr 2000. Die Zahl der Erzieherinnen und Erzie-
her an kommunalen Kindertagesstätten ist innerhalb 
von zehn Jahren bis 2017 um rund 60 % angestiegen 
(+ 79 300 Beschäftigte). Damit sind die kommunalen 
Kindertagesstätten der Bereich im öffentlichen Dienst 

mit dem größten prozentualen Zuwachs in diesem Zeit-
raum. In absoluten Zahlen wird dieser Bereich nur noch 
vom Personalanstieg bei den Hochschulen übertroffen 
(+ 28 % beziehungsweise + 116 000 Beschäftigte). Bei 
Letzteren sind der hohe Anteil an Zeitverträgen bei den 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern (46 %) sowie 
eine ebenfalls überdurchschnittlich hohe Teilzeitquote 
(40 %) besonders bemerkenswert.

Die Zahl der Beschäftigten an allgemeinbildenden und 
beruflichen Schulen blieb seit 2000 trotz der hohen 
Zahl an Pensionierungen in den letzten zehn Jahren 
recht konstant. Für das gesamte Bundesgebiet betrach-
tet, fand offenbar eine vollständige Nachbesetzung der 
frei werdenden Stellen statt. Bei den Beschäftigten der 
Personalstandstatistik im Aufgabenbereich „allgemein-
bildende und berufliche Schulen“ handelt es sich zwar 
größtenteils um Lehrerinnen und Lehrer, jedoch zählt 
auch pädagogisches und sonstiges Personal der Län-
der und Kommunen dazu. In dieser Abgrenzung liegt 
der Frauenanteil aktuell bei 72 %, wobei dies stark von 
der Schulform abhängig ist. An Grundschulen arbei-
ten anteilig mehr Frauen als beispielsweise an Berufs-
schulen. Der Anteil der Beamtinnen und Beamten liegt 
deutschlandweit bei 67 %. In den neuen Bundesländern 
(einschließlich Berlins) ist dieser Anteil mit 33 % aller-
dings deutlich niedriger als im früheren Bundesgebiet 
(74 %). Dabei reicht die Spannweite in den neuen Län-
dern von 3 % in Sachsen bis 70 % in Brandenburg. Beim 
früheren Bundesgebiet sind die Unterschiede geringer, 
der Beamtenanteil liegt zwischen 68 und 77 %.

In den Medien kommen immer wieder Diskussionen auf, 
dass die innere Sicherheit durch Personalmangel und 
Stellenabbau bei der Polizei gefährdet sei. Entgegen 
dieser Vermutungen blieb die Zahl der Beschäftigten 

Tabelle 1
Überblick über ausgewählte Aufgabenbereiche des öffentlichen Dienstes am 30. Juni 2017 

Öffentlicher 
Dienst  
insgesamt

Kommunale 
Kinder-
tagesstätten

Polizei Hochschulen Schulen

%

Anteil am Personal des  
öffentlichen Dienstes 100 4 7 11 20

Frauenanteil 57 95 28 55 72

Teilzeitquote 31 61 10 40 40

Anteil der Beamtinnen und Beamten 35 0 86 11 67

Zeitvertragsquote der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer 16 9 9 46 16
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Entwicklung der Beschäftigung im öffentlichen Dienst bis 2017

bei der Polizei auf lange Sicht betrachtet konstant: Mitte 
2017 gab es hier genau 1,0 % mehr Beschäftigte als 17 
Jahre zuvor, aktuell fand der stärkste Anstieg seit über  
20 Jahren statt (+ 6 700 Beschäftigte oder + 2,1 % gegen-
über Mitte 2016). Allein die Zahl der Beamtenanwärte-
rinnen und -anwärter bei der Bundespolizei stieg im Ver-
gleich zum Vorjahr um rund 1 700, was einem Anstieg der 
Zahl der Ausbildungsverhältnisse um 65 % entspricht. 
Um ein vergleichbares Bild über die Situation der Polizei-
kapazitäten in den Bundesländern zu erhalten, werden 
sogenannte Vollzeitäquivalente | 2 der Personalstand-
statistik betrachtet. Zwischen 2000 und 2017 blieben 
auch die Vollzeitäquivalente bei der Polizei konstant 
(– 0,1 %). Allerdings waren in den neuen Bundesländern 
tatsächlich starke Rückgänge zu verzeichnen, während 
bei den meisten Polizeien der westlichen Flächenländer 
und des Bundes Zuwächse auftraten.  Grafik 4

 2 Bei der Ermittlung der Vollzeitäquivalente werden Teilzeitbeschäf-
tigte mit deren Anteil an der Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten 
berücksichtigt (zum Beispiel bilden zwei 50-%-Teilzeitbeschäftigte 
ein Vollzeitäquivalent).

Betrachtet man jedoch die Vollzeitäquivalente für das 
Jahr 2017 im Verhältnis zur Einwohnerzahl, ergeben sich 
für die neuen Bundesländer auch nach dem Stellen-
abbau noch 338 Vollzeitäquivalente je 100 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohner. Dieser Wert liegt 18 % über 
dem Durchschnitt der westlichen Flächenländer (287). 
Die Stadtstaaten weisen mit 609 Vollzeitäquivalenten 
je 100 000 Einwohnerinnen und Einwohner die höchste 
Polizeidichte auf.  Grafik 5 auf Seite 62

Zu den Bereichen mit dem stärksten Personalrück-
gang seit 2000 zählen die Bundeswehrverwaltung, 
deren Beschäftigtenzahl sich bis 2017 fast halbiert hat 
(– 47 %), sowie Krankenhäuser und Heilstätten (– 60 %). 
Bei Letzteren lag dies in den 2000er-Jahren an Umwand-
lungen von öffentlich-rechtlichen Krankenhäusern in 
privatrechtliche, wodurch die dort Beschäftigten nicht 
mehr zum Personal des öffentlichen Dienstes gezählt 
werden. Nach 2010 war aber auch hier ein moderater 
Anstieg zu beobachten.

Grafik 4
Beschäftigte im Aufgabenbereich Polizei
Veränderung der Vollzeitäquivalente 2017 gegenüber 2000, in %
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Mittlerweile sinkendes Durchschnitts-
alter im Bundes- und Landesbereich

Der demografische Wandel macht auch vor dem öffent-
lichen Dienst nicht halt. Zwischen 2000 und 2017 stieg 
das Durchschnittsalter der Beschäftigten um 2,6 Jahre 
auf 44,5 Jahre. Aktuell ist das Durchschnittsalter im Bun-
des- und Landesbereich wieder rückläufig und im kom-
munalen Bereich seit vier Jahren nahezu konstant. Bei 
der Sozialversicherung dagegen ist weiter ein Anstieg zu 
beobachten, der sich allerdings in den letzten beiden 
Jahren verlangsamt hat.  Grafik 6

Die durchschnittlich ältesten Beschäftigten haben der-
zeit die kommunalen Arbeitgeber. Der Bundesbereich 
weist mit seinen vergleichsweise jungen Berufs- und 
Zeitsoldaten und -soldatinnen und seiner hohen Ausbil-
dungsquote (Altis, 2018) im Schnitt das jüngste Perso-

nal auf. Das sinkende Alter im Landesbereich lässt sich 
durch die Pensionierungswelle im Schuldienst erklären. 
Durch das massive Ausscheiden älterer Lehrerinnen und 
Lehrer aus dem Schuldienst im letzten Jahrzehnt und die 
Nachbesetzung mit jüngerem Personal ist hier seit 2009 
eine Verjüngung des Personalbestands zu beobachten. 
Dies wird voraussichtlich auch noch einige Jahre an- 
dauern (Altis/Koufen, 2014, hier: Seite 189).

Zwischen den einzelnen Bundesländern bestehen beim 
Durchschnittsalter teils große Differenzen. Beispiels-
weise sind Beschäftigte in Sachsen-Anhalt im Schnitt 
über vier Jahre älter als Beschäftigte in Baden-Württem-
berg. Generell ist in den neuen Ländern einschließlich 
Berlins das Personal deutlich älter als im früheren Bun-
desgebiet (+ 1,9 Jahre).  Grafik 7

In Hinblick auf künftig zu erwartende Pensionierungen 
von Beamtinnen und Beamten und Renteneintritte von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern des öffentlichen 
Dienstes ist ein Blick auf einen Altersquotienten inter-
essant. Ein Altersquotient misst den Anteil der Beschäf-
tigten ab einem bestimmten Alter. Trotz der bereits ein-
getretenen Verjüngung des Personals waren Mitte 2017 
noch 49 % aller Beschäftigten 47 Jahre und älter. Somit 
wird voraussichtlich mehr als die Hälfte des Personals 
des öffentlichen Dienstes in den nächsten zwanzig Jah-
ren in den Ruhestand treten. Neben den altersbedingten 
Abgängen sind noch vorzeitige Pensions- und Renten-
eintritte aufgrund von Dienst- beziehungsweise Erwerbs-
unfähigkeit zu erwarten, ebenso freiwillige auf eigenen 
Antrag, unter Hinnahme von finanziellen Abschlägen. 

Grafik 5
Polizeidichte in Deutschland 2017
Vollzeitäquivalente im Aufgabenbereich Polizei
je 100 000 Einwohner nach Bundesländern
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Entwicklung der Beschäftigung im öffentlichen Dienst bis 2017

Zusammen mit der stetig steigenden Lebenserwartung 
und der zusätzlich niedrigeren Sterblichkeit von Beam-
tinnen und Beamten wird es eine Herausforderung für 
die gesetzliche Rentenversicherung beziehungsweise 
die öffentlich-rechtlichen Alterssicherungssysteme, die-
se Leistungen in angemessener Höhe zu erbringen (zur 
Nieden/Altis, 2017; Altis/Koufen, 2014).

Mehr Beamtinnen und Beamte 
in Ausbildung

Betrachtet man die Nachwuchskräfte im öffentlichen 
Dienst, zeigt sich in den letzten zehn Jahren insge-
samt ein Anstieg bei den Ausbildungsverhältnissen. 
Neben Ausbildungen nach dem Berufsbildungsgesetz, 
für Gesundheitsfachberufe und zu Erzieherinnen und 
Erziehern zählt die Personalstandstatistik des öffent-

lichen Dienstes auch Beamtinnen und Beamte im Vor-
bereitungsdienst (Anwärterinnen und Anwärter sowie 
Referendarinnen und Referendare) zum Personal in Aus-
bildung. Insgesamt befanden sich zum 30. Juni 2017 
rund 218 700 Personen in einer Ausbildung im öffent-
lichen Dienst, darunter mit rund 115 000 etwas mehr 
als die Hälfte in einem Beamtenverhältnis. Bei Letzteren 
war zwischen 2007 und 2017 mit 41 % ein deutlicher 
Anstieg zu verzeichnen, während die Zahl der Auszubil-
denden im Arbeitnehmerverhältnis im selben Zeitraum 
um rund 5 % zurückging.  Grafik 8 

Allein bei der Polizei ist die Zahl der sich in Ausbil-
dung befindlichen Beamtinnen und Beamten in die-
sem Zeitraum kontinuierlich um insgesamt 161 % auf 
mittlerweile 27 400 gestiegen. Die Zahl der beamteten 
Referendarinnen und Referendare im Schuldienst ist 
Schwankungen unterlegen und lag Mitte 2017 mit rund 
39 300 knapp unter ihrem langjährigen Mittelwert seit 
2007 (40 300). Polizei und Schuldienst sind mit insge-
samt 58 % aller Beamtenausbildungen die bedeutends-
ten Bereiche für öffentlich-rechtliche Ausbildungsver-
hältnisse. Für die Entwicklung der Ausbildungen nach 
dem Berufsbildungsgesetz findet sich für den öffent- 
lichen Dienst eine genauere Analyse des Autors in einem 
Beitrag zum Datenreport zum Berufsbildungsbericht 
2018 (Altis, 2018).

Grafik 7
Durchschnittsalter der Beschäftigten im öffentlichen
Dienst nach Ländern 2017
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Ungleiche Teilzeitquoten  
bei Frauen und Männern

Auch heute noch gibt es im öffentlichen Dienst deutliche 
Unterschiede im Umfang der Beschäftigung zwischen 
Frauen und Männern. Während 2017 mehr als jede 
zweite Frau in Teilzeit arbeitete oder sich ohne Bezüge 
beurlauben ließ (51 %), traf dies nur auf jeden achten 
Mann zu (13 %).  Grafik 9

Männer sind am häufigsten im Alter von Mitte 20 in Teil-
zeit beschäftigt. Das liegt hauptsächlich am Hochschul-

bereich, in dem viele wissenschaftliche Angestellte in 
Teilzeit und befristet beschäftigt sind (zum Beispiel im 
Rahmen eines Promotionsstudiums). Mit steigendem 
Alter nimmt die Teilzeitbeschäftigung bei Männern 
bis zum 55. Lebensjahr ab. Die Inanspruchnahme von 
Altersteilzeit ist seit 2010 aufgrund von einschränken-
den gesetzlichen Regelungen bei Bund und Ländern 
stark rückläufig.

Bei Frauen steigt die Teilzeitbeschäftigung bis zum Alter 
von fast Mitte 40 kontinuierlich an. Auch die Beurlau-
bung ohne Bezüge spielt eine bedeutend größere Rolle 

1 Ohne Bezüge.

Grafik 9
Beschäftigungsumfang im öffentlichen Dienst am 30. Juni 2017
in %
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als bei Männern. Dies zeigt klar, dass trotz gleicher 
Rechtslage, was die Inanspruchnahme von Teilzeit- und 
Beurlaubungsmodellen im öffentlichen Dienst betrifft, 
Kindererziehungsaufgaben immer noch deutlich häufi-
ger von Frauen übernommen werden. Bis zum Renten- 
beziehungsweise Pensionseintritt fällt die Inanspruch-
nahmequote von Teilzeit/Beurlaubung bei Frauen nie 
mehr unter 50 %. Das heißt auch mit zunehmendem 
Alter der Kinder kehrt weniger als jede zweite Frau zu 
einer Vollzeitbeschäftigung zurück. Ein Grund dafür 
dürfte die Pflege naher Angehöriger sein.

Einkommenslücke zwischen 
den Geschlechtern

Der Beschäftigungsumfang wirkt sich stark auf das Ein-
kommensgefälle zwischen Männern und Frauen aus. 
Nach Auswertungen der Personalstandstatistik hatten 
im öffentlichen Dienst Männer im Juni 2017 ein um 25 % 
höheres durchschnittliches steuerpflichtiges Bruttoein-
kommen als Frauen (3 770 gegenüber 3 010 Euro). Der 
Verdienstunterschied steigt auf 30 % (3 710 gegenüber 
2 850 Euro), wenn die ohne Bezüge Beurlaubten mit ein-
bezogen werden.

Beim sogenannten Gender Pay Gap, der auf Basis der 
vierjährlichen Verdienststrukturerhebung vom Statis-
tischen Bundesamt für alle Wirtschaftsabschnitte er -
mittelt wird, wird im Gegensatz hierzu die Lohnlücke 
zwischen den Geschlechtern anhand von Bruttostun-
denverdiensten errechnet (siehe zum Beispiel Finke 
und andere, 2017). Somit hat die deutlich höhere Teil-
zeitquote von Frauen keinen direkten Einfluss auf den 
ermittelten Verdienstunterschied. Eine aktuelle Studie 
zu Verdienstunterschieden im öffentlichen Dienst des 
Hamburgischen WeltWirtschaftsInstituts HWWI lehnt 
sich an dieses Konzept an (Boll/Lagemann, 2018). Die 
Autoren beziffern den allgemeinen Verdienstunterschied 
zwischen Männern und Frauen (unbereinigter Gender 
Pay Gap) im öffentlichen Dienst auf 5,6 %. Die Lücke in 
der Privatwirtschaft sei etwa viermal so hoch. Der berei-
nigte Gender Pay Gap im öffentlichen Dienst, bei dem 
jener Teil der Lohnlücke herausgerechnet wurde, der mit 
strukturellen Unterschieden zwischen den Geschlech-
tern erklärt werden kann, beträgt nur noch 1,9 %. Dieser 
Teil des Gender Pay Gaps kann aufgrund von Effekten, 
die nicht im Modell der Studie abgebildet sind, nicht 
näher aufgeklärt werden. Finke und andere (2017) 

benennen beispielsweise das individuelle Verhalten in 
Lohnverhandlungen als generell nicht berücksichtigten 
Effekt bei der Bildung der bereinigten Lohnlücke. Dieser 
Effekt sollte aber für den öffentlichen Dienst kaum eine 
Bedeutung haben. Sicherlich spielt es aber eine Rolle, 
dass die Elternzeit auf die Erfahrungsstufen nicht ange-
rechnet wird. Dadurch können Verdienstunterschiede 
entstehen, die ein Modell, das nur die Leistungsgrup-
pen selbst berücksichtigt, nicht erklären kann. Frauen, 
die ihre Tätigkeit aufgrund von Elternzeit länger unter-
brechen als Männer, verdienen dadurch auch in dersel-
ben Leistungsgruppe derselben Tätigkeit weniger als 
gleichaltrige Männer.

Mehr Frauen in leitender Position

Ein steigender Anteil von Frauen in Führungspositionen 
verkleinert den allgemeinen, unbereinigten Verdienst-
unterschied zwischen den Geschlechtern. Der Anteil der 
Frauen in „leitender Position“ im öffentlichen Dienst ist 
im Vergleich zum Jahr 2000 deutlich und kontinuierlich 
angestiegen. Da die Personalstandstatistik keine Anga-
ben über die Funktion der Beschäftigten enthält, wer-
den im Folgenden Frauenanteile für ausgewählte Besol-
dungsgruppen dargestellt. In der Besoldungsordnung B, 
nach der ausschließlich höhere Führungsebenen bezahlt 
werden, lag der Frauenanteil in den zugehörigen Besol-
dungsgruppen B1 bis B11 am 30. Juni 2000 bei gut 
7 %. Mit rund 21 % hatte er sich bis Mitte 2017 fast ver-
dreifacht. In den Besoldungsordnungen C und W (Pro-

1 Ohne C1-Besoldung.
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Grafik 10
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fessuren einschließlich Juniorprofessuren; ohne Besol-
dungsgruppe C1) hat sich der Frauenanteil im selben 
Zeitraum mehr als verdoppelt (von 10 auf 23 %). Dabei 
waren sogar rund 44 % der Juniorprofessuren 2017 von 
Frauen besetzt, was künftig einen weiteren Anstieg der 
Frauenquote bei Lehrstuhlinhabern erwarten lässt. Bei 
Richter- und Staatsanwaltpositionen (Besoldungsgrup-
pen R1 bis R10) nahm der Frauenanteil zwischen 2000 
und 2017 von 30 auf 48 % zu. Dies kommt einer pari-
tätischen Verteilung schon sehr nahe. Insgesamt betrug 
der Frauenanteil im öffentlichen Dienst am 30. Juni 2017 
rund 57 % (2000: 51 %).  Grafik 10

Einkommen in unterschiedlichen 
Bereichen des öffentlichen Dienstes

Abschließend soll ein kurzer Blick auf das durchschnitt-
liche Einkommen verschiedener Personengruppen im 
öffentlichen Dienst die Verdienstunterschiede zwischen 
den Tätigkeiten deutlich machen. Wenig überraschend 

sind es die soeben betrachteten Führungspositionen 
(siehe Grafik 10), die die höchsten steuerpflichtigen 
Bruttoverdienste im Monat Juni 2017 aufweisen. Da in 
der Personalstandstatistik keine Berufe erhoben wer-
den, sind zur Einkommensbetrachtung Aufgabenberei-
che dargestellt beziehungsweise werden Personengrup-
pen über die Besoldungsgruppen und andere Merkmale 
abgegrenzt. Eine Lehrkraft im Schuldienst hatte ein um 
46 % höheres Bruttoeinkommen als eine Erzieherin 
oder ein Erzieher. Dabei ist allerdings unter anderem 
die höhere Teilzeitquote beim Personal in den Kinder-
tagesstätten zu beachten (siehe Tabelle 1). Recht nah 
beieinander, zwischen 3 240 und 3 450 Euro, liegen 
die Einkommen von Beschäftigten bei der Sozialversi-
cherung, der Polizei, dem Brandschutz, in den Jugend-
vollzugsanstalten und von Berufs- und Zeitsoldaten 
und -soldatinnen. Pflegepersonal, welches aufgrund 
des demografischen Wandels künftig sicher vermehrt 
benötigt wird, zählt zu den Personengruppen mit den 
niedrigsten Durchschnitts einkommen im öffentlichen 
Dienst.  Grafik 11

Fazit

Der öffentliche Dienst befindet sich im Wandel. Mit-
hilfe der Personalstandstatistik des öffentlichen Diens-
tes wurden einige wichtige Entwicklungen seit dem 
Jahr 2000 aufgezeigt. Die Bedeutung einzelner Auf-
gabenbereiche verändert sich, ebenso das Alter der 
Beschäftigten. Positive Entwicklungen auf dem Weg 
zu einer gleichberechtigten Teilhabe von Männern und 
Frauen an leitenden Positionen sind zu verzeichnen. 
Dennoch besteht weiterhin ein Ungleichgewicht im 
Beschäftigungsumfang und der Berufswahl zwischen 
den Geschlechtern, welches sich in einem niedrige-
ren Durchschnittseinkommen von Frauen äußert. Stei-
gende Ausbildungszahlen in den letzten Jahren, vor 
allem im Beamtenverhältnis, unterstreichen den Bedarf 
an Nachwuchskräften. Auch unter Studierenden ist der 
öffentliche Dienst aktuell die attraktivste Branche für 
die beruflichen Pläne (EYG, 2018). Das hohe Bedürfnis 
an Jobsicherheit und die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf spielen dabei eine bedeutende Rolle. Sicherlich 
wird es auch künftig im Zuge der Digitalisierung wei-
tere interessante Entwicklungen der Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst geben. Auszubildende nach dem
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Grafik 11
Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste nach Personen-
gruppen beziehungsweise Aufgabenbereichen
des öffentlichen Dienstes im Juni 2017
in EUR
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ABKÜRZUNGEN

D Durchschnitt (bei nicht addierfähigen Größen) 

Vj Vierteljahr

Hj Halbjahr

a. n. g. anderweitig nicht genannt

o. a. S. ohne ausgeprägten Schwerpunkt

Mill. Million

Mrd. Milliarde

ZEICHENERKLÄRUNG

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

. Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten

. . . Angabe fällt später an

X Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll

I oder — grundsätzliche Änderung innerhalb einer Reihe, die den zeitlichen Vergleich beeinträchtigt

/ keine Angaben, da Zahlenwert nicht sicher genug

( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist

Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.

Tiefer gehende Internet-Verlinkungen sind in der Online-Ausgabe hinterlegt.
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